
BERN – Die Kommission für soziale 
Sicherheit und Gesundheit des Na­
tionalrates (SGK-NR) hat die Ver­
nehmlassung über ihren Vorent-
wurf betreffend Medizinprodukte 
der Mittel- und Gegenständeliste 
(MiGeL) eröffnet. Durch die neuen 
Bestimmungen will sie den Wettbe­
werb unter den Anbietern von Mit­
teln und Gegenständen ankurbeln 
und damit günstigere Preise fördern. 
Die in der MiGeL geführten Pro­
dukte dienen der Untersuchung 
oder Behandlung einer Krankheit 
und werden von den Versicherten 
direkt oder mithilfe einer nichtbe­
ruflich beteiligten Person angewen­

det. Das Kostenvolumen der Vergü­
tungen im MiGeL-Bereich betrug 
2017 rund 720 Millionen Franken. 
Zu den umsatzstärksten Produkte­
gruppen gehören etwa Verband-,  
Inkontinenz- und Diabetesmaterial.

System soll  
Fehlanreize beseitigen

Die Kommission setzt damit die 
parlamentarische Initiative «Wettbe­
werbspreise bei Medizinalprodukten 
der Mittel- und Gegenständeliste» 
um. Gemäss Vorentwurf sollen alle 
Preise für Mittel und Gegenstände  
in Verträgen zwischen Versicherern 
und Leistungserbringern vereinbart 

werden. Stellen Versicherte oder Leis­
tungserbringer  eine  ungenügende 
Versorgung fest, können sie dies mel­
den. Die Kantone überprüfen ent­
sprechende Hinweise und ergreifen 
gegebenenfalls zeitlich beschränkte 
Massnahmen zur Sicherstellung der 
Versorgung. Die Kommission ist 
überzeugt, dass dieses wettbewerbs­
orientierte System Fehlanreize besei­
tigt und sich damit kostendämpfend 
auf das Gesundheitswesen auswirkt. 
Eine Minderheit beantragt, auf die 
Vorlage nicht einzutreten. Sie be­
zweifelt, dass mit den vorgeschlage­
nen Massnahmen Kosten eingespart 
werden können.

Aktuell regelt das Eidgenössi­
sche Departement des Innern (EDI) 
die Mittel und Gegenstände, die von 
der obligatorischen Krankenpflege­
versicherung übernommen werden, 
und setzt Höchstvergütungsbeträge 
(HVB) für Produktegruppen fest. 
Gemäss SGK-NR würden für Anbie­

ter in diesem System kaum Anreize 
bestehen, tiefe Preise auszuhandeln. 
Der fehlende Wettbewerb zeige sich 
darin, dass die in der MiGeL festge­
setzten HVB faktisch effektive Preise 
sind. DT
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Vernehmlassung über mehr Wettbewerb bei Medizinprodukten  
der Mittel- und Gegenständeliste eröffnet

Der Anbieterwettbewerb soll angekurbelt und damit günstigere Preise gefördert werden.
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WINTERTHUR – Schweizer Müt­
ter und Väter nutzen zwar intensiv 
digitale Ratgeber für Kindergesund­
heit, sie sind aber im Umgang mit 
diesen stark verunsichert. Zudem 
haben gemäss einer ZHAW-Studie 
die Informationen aus dem Internet 
keinen signifikanten Einfluss auf die 
Interaktion zwischen Eltern und 
Ärzteschaft. Bei einem Kratzen im 
Hals, einer geröteten Stelle am Ober­
arm oder einem Zwicken im Rücken 
ist er nur einen Handgriff entfernt: 
Doktor Google.

Die ZHAW hat nun rund 750 
deutschsprachige Elternpaare von 
Kindern im Alter zwischen 0 und 24 
Monaten online befragt sowie Fo­
kusgruppen-Interviews mit einer 
Auswahl der befragten Eltern sowie 
Ärzten durchgeführt. Die von der 
Käthe-Zingg-Schwichtenberg-Stif­
tung/SAMW finanzierte ZHAW-Stu­
die zeigt: Über 90 Prozent der Eltern 
informieren sich über digitale Me­
dien zur Gesundheit und Entwick­
lung ihres Kindes. Primäre Quellen 
sind dabei Suchmaschinen und spe­
zifische Eltern-Webseiten (47 Pro­
zent). Soziale Medien (sechs Pro­
zent) und Apps (acht Prozent) wer­
den dagegen eher wenig genutzt. «In 
dieser Hinsicht unterscheiden sich 
die Ergebnisse von anderen Län­
dern, in denen Apps und soziale  
Medien eine viel grössere Rolle spie­

len», sagt Studienleiterin Julia 
Dratva vom ZHAW-Departement 
Gesundheit. 

Persönlicher Austausch  
ist wichtigste Quelle

Obwohl sie rege genutzt werden, 
haben digitale Medien die «klassi­
schen» Informationskanäle bisher 
nicht verdrängt: So weisen Print­
medien eine ähnlich hohe Nutzung 
auf – wobei Eltern vor allem auf Bü­
cher zurückgreifen. Wie die Studie 
zeigt, sind soziale Kontakte jedoch 
nach wie vor die häufigste Informa­
tionsquelle. 

Skeptisch bei Onlinequellen
Online informieren sich Eltern 

hauptsächlich zu allgemeinen Ge­
sundheitsthemen. Digitale Medien 
dienen zudem als erste Orientie­
rung. In Bagatellfällen werden 
zudem «Grossmutter»-Rezepte re­
cherchiert. «Im Falle einer akuten 
Erkrankung des Kindes werden di­
gitale Informationskanäle dagegen 
deutlich weniger konsultiert», so 
Julia Dratva. Das dürfte auch mit 
dem mangelnden Vertrauen in die 
digitalen Medien zusammenhängen. 
«Die Unsicherheit im Umgang mit 
digitalen Medien beseitigen die El­
tern, indem sie letztlich trotzdem 
eine Fachperson kontaktieren», so 
die ZHAW-Forscherin. 

Orientierungshilfen erwünscht
Vor  einem  Kinderarztbesuch 

konsultiert ungefähr die Hälfte der  
Eltern digitale Medien. Über ein Vier­
tel nutzt Online-Ratgeber nach einem 
Arztbesuch, wobei auch dort der  
Austausch mit anderen Eltern und 
persönliche  Erfahrungsberichte  im 
Fokus stehen. Ein Teil konsultiert das 
Netz aber auch, weil sie beim Hausarzt 
zu wenig oder widersprüchliche In­
formationen erhalten oder um alter­
native Therapieoptionen zu finden. 
«Der ärztliche Rat wird zwar mittels 
digitaler Informationen ergänzt oder 
überprüft, hat aber nach wie vor mehr 
Gewicht in gesundheitlichen Ent­
scheidungen», erläutert Julia Dratva. 
Zudem wünschen sich die Eltern 
mehr Orientierungshilfe im Umgang 
mit digitalen Medien. «Das Potenzial 
der digitalen Informationsgewinnung 
könnte noch besser ausgeschöpft wer­
den», so die ZHAW-Forscherin. Dies 
setze jedoch verständliche, qualitativ 
hochwertige und wissenschaftlich ab­
gestützte digitale Informationen zur 
Kindergesundheit voraus. «Wenn den 
Eltern so eine aktivere Rolle in der 
Entscheidungsfindung  ermöglicht 
wird, würde dies letztlich auch das 
Gesundheitswesen  entlasten»,  ist 
Dratva überzeugt. DT
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Eltern verunsichert im Umgang mit Dr. Google
ZHAW-Studie: Infos aus dem Internet haben keinen signifikanten Einfluss  

auf die Interaktion zwischen Eltern und Ärzteschaft.
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BERN – Die mittlere Prämie der  
obligatorischen Krankenpflegeversi­
cherung steigt im nächsten Jahr um 
0,2 Prozent. Die Entwicklung vari­
iert je nach Kanton zwischen –1,5 
und 2,9 Prozent. Der Anstieg fällt im 
Vergleich zu den Vorjahren moderat 
aus, was auch auf die bereits ge­
troffenen Massnahmen zur Kosten­
dämpfung zurückzuführen ist. Es 
sind jedoch weitere Massnahmen  
erforderlich, damit die Kosten nur  
in dem Umfang steigen, welcher me­
dizinisch begründbar ist.

Die mittlere Prämie beläuft sich 
2020 auf 315,40 Franken. Seit In­
krafttreten der obligatorischen Kran­
kenpflegeversicherung 1996 ist sie 
jährlich um durchschnittlich 3,8 Pro­
zent gestiegen. Die mittlere Prämie 
berücksichtigt alle in der Schweiz  
bezahlten Prämien und entspricht 
der durchschnittlichen Prämienbe­
lastung pro Person.

Die Prognosen zeigen: In zehn 
Kantonen (AG, BE, BS, LU, SH, SO, 
SZ, VD, ZG, ZH) liegen die durch­
schnittlichen Anpassungen der mitt­
leren Prämie unter 0 Prozent, in fünf 
Kantonen (AR, GR, NE, TI, VS) über 
1,5 Prozent. In den übrigen elf Kan­
tonen (AI, BL, FR, GE, GL, JU, NW, 
OW, SG, TG, UR) liegt der Anstieg 
zwischen 0 und 1,5 Prozent. Das 
Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
hat alle Prämien für ein ganzes Jahr 
genehmigt.

Moderater Anstieg im Vergleich
Die Prämien widerspiegeln die 

Kosten in der obligatorischen Kran­
kenpflegeversicherung. Aufgrund der 
demografischen  Entwicklung  und 
des medizinisch-technischen Fort­
schritts steigen die Kosten im Ge­
sundheitswesen und damit die Prä­
mien der Krankenkassen weiter an. 
Ziel des Bundesrates ist, dass die 
Kosten nur in einem medizinisch  
begründbaren Umfang steigen.

Die in den letzten Jahren getrof­
fenen Massnahmen zur Dämpfung 
der Kosten zeigen Wirkung und füh­
ren zu einem nur moderaten An­
stieg. So ermöglichte die 2018 er­
folgte Anpassung des TARMED eine 
Einsparung von rund 500 Millionen 
Franken. Die regelmässigen Senkun­
gen der Arzneimittelpreise seit 2012 
bewirkten Einsparungen von etwa 
einer Milliarde Franken. Der Bun­
desrat ist jedoch der Ansicht, dass 
zusätzliche Massnahmen für die 
weitere Eindämmung des Kosten­
anstiegs  erforderlich  sind.  Am  
21. August 2019 hat der Bundesrat 
dem Parlament ein Paket mit neun 
Massnahmen überwiesen, das alle 
Gesundheitsakteure in die Verant­
wortung nimmt. Ein zweites Mass­
nahmenpaket ist für den Anfang  
des nächsten Jahres vorgesehen. DT
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Krankenversicherungskosten:  
Die mittlere Prämie steigt 2020

Gründe sind die demografische Entwicklung  
und der medizinische Fortschritt.
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EXZELLENZ IN DER  

SOFORTVERSORGUNG

Straumann® BLX

Sicherheit und Vertrauen über 
die Sofortversorgung hinaus.

DYNAMIC BONE 

MANAGEMENT 

Intelligentes Implantat- 
Design unterstützt Sofort-

versorgungsprotokolle 
unabhängig von der  

Knochenklasse.

ESTHETIC EASE 

CONCEPT

Nur eine Verbindung 
und unterkonturierte 

Prothetikkomponenten 
als Lösung für mühelose 

Ästhetik.

ECHTES 

VERTRAUEN

Untermauert durch lang- 
fristige wissenschaftliche 
Studien für die Techno-
logien Roxolid® Material 

und SLActive® Oberfläche.

Das BLX Implantatsystem vereint ein progressives funktionales Design mit unserem Hoch-

leistungsmaterial Roxolid® und der klinisch erprobten SLActive® Oberfläche – entwickelt 

für Zuverlässigkeit in allen klinischen Situationen. Innovationen wie das VeloDrill™ Sys-

tem, Straumann® Dynamic Bone Management und unser Esthetic Ease Concept zie-

len auf signifikante Verbesserungen der chirurgischen und prothetischen Workflows.  

Informieren Sie sich bei Ihrem zuständigen Straumann Kundenberater oder besuchen Sie 

unsere Website unter www.straumann.c


